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Land ohne Führung:  
Das Schweigen des Kanzlers

„Die bitterste Enttäuschung und der 
größte Rückschlag für die gesamte 
Politik war nach meiner Meinung der 
Rückschlag in der Frage der Euro- 
päischen Verteidigungsgemeinschaft.“ 
So bilanzierte Konrad Adenauer 1966, 
ein Jahr vor seinem Tod, das in seinen 
Augen größte Scheitern seiner Karrie-
re im Gespräch mit dem Journalisten 
und späteren „Blätter“-Mitherausge-
ber Günter Gaus.1 Und in der Tat: Wie 
recht der erste Kanzler der Republik 
damit hatte, erleben wir dieser Tage. 
Gäbe es heute tatsächlich eine funkti-
onierende Europäische Verteidigungs-
gemeinschaft, gäbe es auch ein kon-
zertiertes Vorgehen der Europäer – und 
damit kein stets verspätetes Agieren 
speziell der deutschen Bundesregie-
rung, genauer: des Kanzlers, bei der 
Unterstützung der Ukraine. 

„Wie können wir als Europäerinnen 
und Europäer, als Europäische Union 
in einer zunehmend multipolaren Welt 
als unabhängige Akteure bestehen?“, 
stellt Olaf Scholz selbst in seinem jüngst 
im US-amerikanischen Strategiema-
gazin „Foreign Affairs“ erschienenen 
Artikel „Die globale Zeitenwende“ die 
weit über den Ukrainekrieg hinausge-
hende zentrale Frage.2 Und er gibt dar-
in für sich und seine Regierung folgen-
de Antwort: „Deshalb strebt Deutsch-
land danach, ein Garant europäischer 
Sicherheit zu werden, so wie es unse-
re Verbündeten von uns erwarten, ein 

1	 Günter Gaus im Gespräch mit Konrad Ade- 
nauer, ZDF, 4.1.1966, www.rbb-online.de/zur-
person (auch mit schriftlicher Fassung).

2	 Olaf Scholz, Die globale Zeitenwende. Wie ein 
neuer Kalter Krieg in einer multipolaren Ära 
vermieden werden kann, www.foreignaffairs.
com, 5.12.2022.

Brückenbauer innerhalb der Europä-
ischen Union.“ Vergleicht man diesen 
Anspruch mit dem tatsächlichen Agie-
ren des Kanzlers, kommt man zu einem 
fatalen Ergebnis: Von einem Brücken-
bauer innerhalb der EU kann keine Re-
de sein. Bald ein Jahr nach Beginn des 
Krieges ist das Verhältnis zu den Ost-
europäern schwer beschädigt und auch 
um die so wichtige deutsch-französi-
sche Freundschaft ist es, 60 Jahre nach 
Abschluss des Élysée-Vertrages, denk-
bar schlecht bestellt. Und auch Scholz‘ 
Anspruch, ein Garant europäischer Si-
cherheit zu werden, wurde durch sein 
konkretes Verhalten wiederholt kon-
terkariert. „Es ist an der Zeit, dass wir 
mehr Verantwortung übernehmen und 
Führung zeigen, um diese Ziele zu er-
reichen“, heißt es ebenfalls im neues-
ten SPD-Strategiepapier.3 Gemessen 
daran ist speziell der Kanzler bisher ge-
scheitert. 

Im Kern geht es seit dem Beginn 
des russischen Eroberungskrieges am 
24. Februar um die Überlebensfähig-
keit der Ukraine. Die deutsche Politik 
leidet dabei unter einem eklatanten 
Kommunikations- und Erklärungsde-
fizit des Kanzlers. Seit seiner auch in-
ternational beachteten Zeitenwen-
derede erweckte Scholz‘ anhalten-
des Schweigen den Eindruck, dass er 
nicht bereit ist, die von ihm verspro-
chene Führungsrolle zu übernehmen. 
Dabei leistet Deutschland durchaus ei-
ne massive Unterstützung der Ukraine, 
militärisch wie zivil. Doch bis heute ist 
weitgehend unklar, was die wirkliche 

3	 SPD stellt Außen- und Sicherheitspolitik neu 
auf, www.presse-augsburg.de, 21.1.2023.
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strategische Ausrichtung der Scholz- 
schen Politik ist. Will der Kanzler nur 
dafür sorgen, dass die Ukraine sich 
verteidigen kann? Oder will er es ihr 
ermöglichen, auch von Russland okku-
pierte Gebiete zurückzuerobern? 

Um tatsächlich überzeugend zu 
sein, bedürfte es zunächst einer klaren 
Einschätzung der strategischen Lage, 
um davon ausgehend in einem zweiten 
Schritt zu bestimmen, welche Waffen-
lieferungen in welchem Umfang erfor-
derlich sind – und auch geleistet wer-
den können, ohne dass sich Deutsch-
land selbst verwundbar macht.

Vor Russlands Frühjahrsoffensive

Tatsächlich ist die Lage am Boden 
dramatisch. Russland hat seine aktu-
elle Mobilmachung weitgehend ab-
geschlossen, Wladimir Putin stehen 
nun wieder enorme Mengen an neuen 
Soldaten zur Verfügung, die er ohne 
Rücksicht auf Verluste in den Kampf 
zu schicken bereit ist. Mit Beginn des 
Frühjahrs droht daher nach allgemei-
ner Einschätzung eine große russische 
Offensive, während der ukrainischen 
Armee zunehmend die Munition aus-
geht. Die Zeit drängt also. Vor diesem 
Hintergrund ist es dringend erforder-
lich, die für die Ukraine bestmögliche 
Verteidigung zu organisieren. Doch 
seitens der Bundesregierung war ein 
entsprechendes Handeln lange nur 
bedingt zu erkennen. Zugespitzt for-
muliert musste man den Eindruck 
gewinnen, dass der Kanzler Dimen-
sion und Dramatik der von ihm selbst 
ausgerufenen Zeitenwende offenbar 
selbst nicht richtig begriffen hatte. 
Denn Olaf Scholz praktizierte stets viel 
zu lange das Gegenteil des Gebotenen, 
nämlich äußerste Zurückhaltung. 

Nichts hat dies deutlicher gezeigt 
als die verheerende Leopard-Debatte. 
Mit der langen Nicht-Lieferung dieser 
Kampfpanzer stand die Fähigkeit der 
Ukraine zur Verteidigung des verblie-
benen eigenen Territoriums in Frage, 

zumal da jetzt ja noch die Ausbildung 
der ukrainischen Soldaten erforderlich 
ist – und all das zu einem Zeitpunkt, da 
es ob einer möglichen massiven russi-
schen Übermacht vielleicht auf weni-
ge Tage ankommt. 

Insofern ist vor allem eines unerklär-
lich, warum nämlich seitens der ge-
samten EU, aber nicht zuletzt seitens 
der selbsterklärten Führungsmacht 
Deutschland nicht bereits viel früher 
ein möglicher Einsatz von Kampfpan-
zern geprüft wurde. 

Ja, mehr noch: Da der von Berlin be-
reits gelieferte Schützenpanzer Mar-
der gerade in der Offensive nur im Ver-
bund mit einem Kampfpanzer optimal 
agiert – während letzterer die gegne-
rischen Panzer bekämpft, bringt der 
leichtere Marder die Soldaten an die 
Frontlinie –, warf das Zurückhalten des 
Leopard die Frage auf, ob die Bundes-
regierung die Ukraine bei der Rück-
eroberung ihrer verlorenen Gebiete 
überhaupt unterstützen will. Das aber 
konterkarierte das Versprechen des 
Kanzlers, die Ukraine mit allem zu ver-
sorgen, was erforderlich ist. Oder, wie 
es im „Foreign Affairs“-Artikel heißt: 
„Die Welt darf nicht zulassen, dass Pu-
tin seinen Willen durchsetzt. Wir müs-
sen Russlands revanchistischem Impe-
rialismus Einhalt gebieten.“

Völlig zu Recht stellt der Kanzler bei 
seinem Agieren stets die Gefahr einer 
möglichen gar atomaren Eskalation in 
Rechnung. Allerdings zeigt der Fall von 
Cherson, dass selbst die Rückerobe-
rung eines von Russland bereits an-
nektierten Gebiets durch die Ukraine 
nicht dazu geführt hat – trotz der wie-
derholten Ankündigung Putins. Das 
gleiche gilt für die Lieferung von Mar-
dern und anderen Panzern wie dem 
Gepard durch Deutschland. Insofern 
spricht sehr wenig dafür, dass es sich 
nach der Leopard-Lieferung anders 
verhält. Im Gegenteil: Laut einem Be-
richt des langjährigen Russland-Kor-
respondenten der „Newsweek“ gibt es 
schon seit Anfang März 2022 Gesprä-
che zwischen den USA und China, um 
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eine Eskalation des Krieges zu vermei-
den. Dabei soll Peking mehrfach – und 
entscheidend – mäßigend auf Russland 
eingewirkt haben.4

Dennoch ist auch Scholz‘ zweite 
Leitlinie grundsätzlich richtig, näm-
lich stets nur in Absprache mit den Al-
liierten, insbesondere den Amerika-
nern, zu operieren. Indem der Bundes-
kanzler die Lieferung des Leopard da-
von abhängig machte, dass die USA ih-
ren Kampfpanzer Abrams liefern, ging 
er voll ins Risiko – am Ende mit Erfolg. 
Allerdings, und das ist die Schatten-
seite seines Agierens, hat Scholz durch 
sein anhaltendes Zögern die öffentli-
che Meinung speziell in Ost-Europa 
massiv gegen sich aufgebracht. Gera-
de durch das Verschleppen der Ent-
scheidung entstand der Eindruck, dass 
letztlich alles von Deutschland, ab-
hängt. Sprich: Der Kanzler hat kom-
munikativ das Gegenteil von dem er-
reicht, was er wollte. Hätte Scholz am 
Ende nicht doch der Leopard-Liefe-
rung zugestimmt, wäre Deutschland 
als der Hauptverantwortliche für eine 
mögliche Niederlage der Ukraine an-
gesehen worden. Das dürfte am Ende 
den entscheidenden Ausschlag für die 
Leopard-Lieferung gegeben haben.

Wofür steht Olaf Scholz?

Denn nach wie vor ist ein langer Ab-
nutzungskrieg wahrscheinlich, der 
zunehmend auch in den die Ukraine 
unterstützenden Staaten entschieden 
wird. Wie steht es um die Solidarität, 
lautet die Frage. Welches Regime nutzt 
sich schneller ab? Es geht also auch um 
die Resilienz der Systeme: Ist der de-
mokratische Westen oder der autoritä-
re Osten durchhaltefähiger? 

Putin jedenfalls hat sein Maximal-
ziel, die Eroberung der gesamten Uk-
raine, bis heute nicht aufgegeben. 
Im Gegenteil: Der Regimewechsel in 

4	 Owen Matthews, The red line: Biden and Xi’s 
secret Ukraine talks revealed, www.spectator.
co.uk, 26.11.2022.

Kiew stehe immer noch auf der Agen-
da, erklärte er jüngst in einer Rede: 
„Das Land, die Regierung wird der Ar-
mee alles, aber auch alles geben, wo-
nach sie fragt.“5 Damit stellt sich auch 
die Frage: Wieviel Kapital sind die 
westlichen Länder ihrerseits bereit, für 
die Unterstützung der Ukraine aufzu-
wenden? Und für wie lange?

Fest steht: In der Sache steht und fällt 
der Ausgang des Ukrainekrieges wei-
ter mit der Unterstützung der US-Ame-
rikaner. Ohne die Intervention der Ver-
einigten Staaten würde es die Ukra- 
ine heute nicht mehr geben. Aber auch 
die Fähigkeit und Bereitschaft der 
USA zur Unterstützung der Ukraine 
ist endlich. Längst wird daher von ei-
nigen Militär-Experten gefordert, Eu-
ropa und damit auch Deutschland da-
rauf vorzubereiten, dass es einer viel 
weitergehenden Unterstützung für 
die Ukraine bedarf. Von der Notwen-
digkeit einer „Kriegswirtschaft“ und 
dem massiven Hochfahren der Rüs-
tungsindustrie ist bereits die Rede, um 
der Ukraine die erforderliche Muni-
tion und Bewaffnung zur Verfügung 
zu stellen.6 Und das aus gutem Grund: 
Denn nur einer zur Verteidigung fä-
higen Ukraine kann das letztlich Ent-
scheidende gelingen, nämlich Putin 
die Bereitschaft zu Verhandlungen 
abzutrotzen. All das wird auch für die 
deutsche Bevölkerung Wohlstands- 
einbußen bedeuten. Worauf es daher 
jetzt vor allem ankommt, ist die Füh-
rungskraft einer Regierung, die dies 
der Bevölkerung erklärt und offensiv 
für ihre Politik kämpft. 

Doch hier liegt das eigentliche Kar-
dinalproblem dieses Kanzlers: näm-
lich die in weiten Bereichen offene Fra-
ge, wofür Olaf Scholz eigentlich wirk-
lich inhaltlich steht. „Der gegenwärti-
ge Bundeskanzler [...] denkt an nichts 

5	 Alfred Hackensberger, Moskaus Masterplan 
für den Sieg, in: „Die Welt, 20.1.2023. 

6	 So etwa der Vorsitzende des Deutschen Bun-
deswehr-Verbandes, Oberst André Wüst-
ner, in der ZDF-Sendung Maybrit Illner am 
19.1.2023. 
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anderes als an die nächste zu gewin-
nende Wahl“, urteilte vor 30 Jahren der 
Politikwissenschaftler Wilhelm Hen-
nis vernichtend (und nicht nur gerecht) 
über Helmut Kohl.7 In Angela Mer-
kel fand Kohl bekanntlich eine wür-
dige Nachfolgerin, der es mehr noch 
als ihrem politischen Ziehvater stets 
in erster Linie um den Machterhalt 
ging. Heute hingegen muss man den 
Eindruck gewinnen, dass auch Olaf 
Scholz nicht primär für ein klares in-
haltliches, sondern vor allem für ein 
zeitliches Ziel steht, nämlich eine 
möglichst lange SPD-Kanzlerschaft.  
Scholz will vor allem eines, nicht als 
ein Kanzler mit nur einer Legislatur-
periode enden, so wie Ludwig Erhard 
oder Kurt Georg Kiesinger, sondern 
wie seine jeweils wiedergewählten so-
zialdemokratischen Vorgänger Willy 
Brandt, Helmut Schmidt oder Gerhard 
Schröder. Von Beginn an hat er daher 
ein sozialdemokratisch regiertes Jahr-
zehnt als sein Ziel ausgegeben. „Diese 
Koalition bedeutet Zukunft für unser 
Land“, sagte Scholz denkbar inhalts-
leer zur Einführung der Regierung im 
Dezember 2021. „Wir wollen die Zwan-
ziger Jahre prägen“, so der frisch ge-
kürte Kanzler weiter, ohne aber die 
konkreten Ziele seiner Politik seither 
genauer zu bestimmen. 

Für die Inhalte stehen bisher vor al-
lem andere: die Grünen für die ökolo-
gische Transformation und die FDP fa-
talerweise dezidiert für deren Verhin-
derung, wie sich immer mehr zeigt. Der 
Kanzler hingegen steht auch hier allzu 
oft in der ominösen Mitte und schweigt, 
wenn er nicht wie unlängst auf den 
letzten Drücker ein inhaltlich wenig 
begründetes Machtwort spricht.8 

Insofern ist Scholz‘ Schweigen in der 
Ukraine-Politik auch das Symptom ei-
nes noch größeren Problems. Denn 

7	 „Es fehlt an politischer Führung.“ Gespräch 
mit Wilhelm Hennis über Parteienentwick-
lung und -verdrossenheit, in: „Gewerkschaft-
liche Monatshefte“, 11/1992, S. 726-734.

8	 Albrecht von Lucke, Weltpolitik auf Provinzni-
veau: Der Ampel-Ausfall nach Niedersachsen, 
in: „Blätter“, 11/2022, S. 5-8.

noch weniger als die Unterstützung der 
Ukraine kann eine Jahrhundertaufga-
be wie die ökologische Transformation 
der Industriegesellschaft durch bloßes 
Schweigen des Kanzlers gelingen.

„Die Perversion des Denkens über 
Politik in der Bundesrepublik liegt 
gegenwärtig darin, dass die politi-
sche Klasse im Grunde gar nicht füh-
ren will, sondern akzeptiert sein will. 
Sie will im Prinzip nur Wahlen gewin-
nen. [...] Sie meint so viele verschiede-
ne Wählerinteressen, -meinungen und 
angebliche -bedürfnisse vertreten zu 
müssen, dass darüber die große Linie 
vollkommen verschwimmt“, so noch 
einmal der Großkritiker Wilhelm Hen-
nis. Bisher hat auch Olaf Scholz noch 
nicht den Nachweis erbracht, dass er 
etwas anderes als das von Hennis Be-
schriebene im Schilde führt. Deshalb 
droht wie schon im letzten auch in die-
sem so entscheidenden Jahr die Politik 
der hoch zerstrittenen Ampelkoalition 
mehr von den jeweiligen Umfragewer-
ten vor den kommenden vier Landtags-
wahlen bestimmt zu werden als von 
den tatsächlichen Erforderlichkeiten. 
Und genau das ist verheerend.

Doch immerhin wissen wir nun, ein 
Jahr nach Beginn des Krieges, eines: 
Ob die Verteidigungsministerin Chris-
tine Lambrecht oder jetzt Boris Pisto-
rius heißt, der Ukrainekrieg hängt in 
Deutschland bis auf Weiteres an Olaf 
Scholz, der Krieg bleibt Chefsache – 
im Schlechten wie im Guten. Auf den 
Kanzler kommt es also wieder an, wie 
schon seit Konrad Adenauer. Bisher war 
aber speziell bei diesem Kanzler genau 
das das Problem. Dabei hat Olaf Scholz 
auch mit einem letzten Punkt in der 
„Foreign Affairs“ recht: „Die Zeiten-
wende geht über den Krieg in der Uk-
raine und das Thema der europäischen 
Sicherheit hinaus.“ Man kann nur hof-
fen, dass der Kanzler jetzt endlich da-
mit anfängt, diese Zeitenwende in ih-
rer ganzen Dimension zu definieren 
und dann auch in die Tat umzusetzen. 
Andernfalls stünden dem Land – und 
der EU – drei verlorene Jahre bevor. 


